Deutscher Bundestag 
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1949 


Drucksache Nr. 27 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6— 65100 — 1922/51 III 


Bonn, den 9. November 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den vorläufigen 
Handelsvertrag vom 12. Februar 1951 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Königreichs 
Griechenland 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 68. Sitzung am 21. September 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf die folgende Änderung vorzuschlagen: 

In Artikel I werden hinter dem Wort „Handelsvertrag** die 
Worte „und dem Notenwechsel vom gleichen Tage“ cingefügt. 

Als Begründung für diesen Änderungsvorschlag hat der Bundesrat 
angeführt: 

Es erscheint wünschenswert und zur Klarstellung zweckmäßig, 
den Inhalt des bezeichneten Notenwechsels ausdrücklich in 
das Zustimmungsgesetz cinzubeziehen. 

Die Bundesregierung hat gegen den Änderungsvorschlag keine 
Bedenken. 

Ein Abdruck des Handelsvertrages und des Notenwechsels vom 
12. Februar 1951 zwischen dem Vorsitzenden der Deutsdien Dele- 
gation und dem Vorsitzenden der Griechischen Delegation ist beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drück: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 3a, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


über den vorläufigen Handelsvertrag vom 12. Februar 1951 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Königreichs Griechenland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Dem in Frankfurt/Main am 12. Februar 
1951 Unterzeichneten vorläufigen Handels- 
vertrag zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung des 
Königreichs Griechenland wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht, 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel V Absatz 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 
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Vorläufiger Handelsvertrag zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Königreichs Griechenland 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und die Regierung des Königreichs Grie- 
chenland haben in der Absicht, für die Ab- 
wicklung des Wirtschaftsverkehrs zwischen 
ihren Ländern die günstigsten Voraussetzun- 
gen zu schaffen und Hemmungen und Stö- 
rungen zu beseitigen, folgendes vereinbart: 

Artikel I 

Die deutschen Waren genießen im König- 
reich Griechenland und die griechischen 
Waren in der Bundesrepublik Deutschland 
die Meistbegünstigung. 

Die Vertragschließenden Teile gestehen 
sich auf dem Gebiet der Einfuhrzölle, der 
Zollgebühren und Zollnebenabgaben, der 
Zollförmlichkeiten und inneren Abgaben 
ohne Rücksidit auf deren Art und die er- 
hebende Organisation oder Behörde das 
Recht der meistbegünstigten Nation zu, auch 
hinsichtlich aller ähnlichen Vorteile, die 
einem dritten Land gegenwärtig oder künftig 
gewährt werden. 

Artikel II 

Die Meistbegünstigung erstreckt sich nicht 
auf Begünstigungen, die von einem der Ver- 
tragschließenden Teile gegenwärtig oder künf- 
tig aus den folgenden Veranlassungen dritten 
Staaten gewährt werden: 

a) zur Erleichterung des kleinen Grenzver- 
kehrs mit angrenzenden Staaten, 

b) bei der Bildung einer Zollunion oder Frei- 
handelszone, 

c) bei der Erfüllung von Vereinbarungen, die 
eine Zollunion oder Freihandelszone vor- 
bereiten, 

d) aus Sonderkonventionen zollrechtlicher 
oder wirtschaftlicher Art, die im beider- 
seitigen Einvernehmen ausgenommen wer- 
den. 


Artikel III 

Die Vertragschließenden Teile erklären ihre 
Absicht, die Schiffahrt zwischen ihren Län- 
dern zu fördern und kommen dahin überein, 
sich in den die Schiffahrt betreffenden Ange- 
legenheiten alle Rechte, Vorrechte, Freiheiten, 
Vergünstigungen, Befreiungen und Ausnah- 
men zu gewähren, die einer der Vertragschlie- 
ßenden Teile den Schiffen irgendeines anderen 
Staates gegenwärtig zugesteht oder in Zukunft 
zugestehen wird; diese sollen gleichzeitig und 
bedingungslos ohne Ansuchen und ohne Ge- 
genleistung auf die Schiffe des anderen Tei- 
les ausgedehnt werden; hierbei ist es ihre Ab- 
sicht, die Schiffahrt jedes Teiles in jeder Hin- 
sicht derjenigen des meistbegünstigten Landes 
gleichzustellen. Die Staatsangehörigen des einen 
Vertragschließenden Teiles sollen das Recht 
haben, mit ihren Schiffen und ihren Ladungen 
unbehindert alle Plätze in den Gebieten des 
anderen Teiles aufzusuchen unter den glei- 
chen Bedingungen wie die Staatsangehörigen 
irgendeines anderen Landes. In Bezug auf 
Tonnage-, Hafen-, Lotsen-, Quarantäne- oder 
ähnliche Gebühren oder Abgaben irgendwel- 
cher Bezeichnung, die im Namen oder für 
Rechnung des Staates, öffentlicher Behörden, 
von Unternehmern oder Unternehmungen 
irgendwelcher Art erhoben werden, sollen die 
Schiffe jedes Vertragschließenden Teiles in 
den Häfen des anderen Teiles eine zum min- 
desten ebenso günstige Behandlung erfahren 
wie die Schiffe irgendeines anderen Landes. 

Grundsätzlich ist die Küstenschiffahrt der 
Landesflagge Vorbehalten. 

Artikel IV 

Die deutschen Gewerbetreibenden, Geschäfts- 
reisenden und Firmen genießen in Griechen- 
land und griechische Gewerbetreibende, Ge- 
schäftsreisende und Firmen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland das Recht der Meistbegün- 
stigung. 

Die Griechische Regierung erklärt sich 
bereit, Geschäftsreisenden aus Deutschland 
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bei der Erteilung von Einfuhrvisen jede 
Unterstützung zu geben. 

Artikel V 

Falls ein Teil oder Teile dieses Vertrages 
mit Bestimmungen, die von oder auf Grund 
von Beschlüssen der OEEC oder ähnlicher 
internationaler oder intereuropäischer Orga- 
nisationen erlassen werden, im Widerspruch 
stehen, so treten dieser Teil oder diese Teile 
bis zur Neuregelung außer Kraft. In diesem 
Fall ist sofort der Gemischte Ausschuß (gemäß 
Artikel IX des Warenabkommens) einzube- 
rufen, um über eine Neufassung der außer 
Kraft getretenen Teile zu verhandeln. 

Dieser vorläufige Handelsvertrag tritt nach 
seiner Ratifizierung durch die maßgebenden 
Körperschaften der Bundesrepublik Deutsch- 
land bzw. des Königreichs Griechenland in 
Kraft. Er gilt bis zum 30. Juni 1951 und wird 
stillschweigend um jeweils ein weiteres Jahr 
verlängert, falls er nicht von einem Teil mit 
dreimonatiger Frist gekündigt wird. 

Geschehen zu Frankfurt/Main-Höchst 
am 12. Februar 1951 

in vier Ausfertigungen, davon zwei in deut- 
scher und zwei in griechischer Sprache, wobei 
der Wortlaut der beiden Sprachen verbindlich 
ist. 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
paraphiert: 

Rei. 15. 11. 

(Dr. Hermann Reinhardt) 

Für die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Dr. Hermann Reinhardt 

Für die Königlich 
Griechische Regierung 
paraphiert: 

Tri. 15. 11. 

(Athanasios Triantaphyllis) 

Für die Königlich 
Griechische Regierung 
gezeichnet: 

Dim. J. Pappas 


Der Vorsitzende der 
Deutschen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Bei Unterzeichnung des heute geschlos- 
senen vorläufigen Handelsvertrages haben die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und die Regierung des Königreichs Griechen- 
land Einverständnis darüber erzielt, daß mit 
Rücksicht auf die besondere staatsrechtliche 
Stellung der drei westlichen Sektoren der 
Stadt Groß-Berlin alle Bestimmungen des 
vorläufigen Handelsvertrages vom heutigen 
Tage auch auf die amerikanisch, britisch und 
französisch besetzten Sektoren von Groß-Ber- 
lin angewandt werden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Rei. 15. 11. 

(Dr. Hermann Reinhardt) 
gezeichnet 

Dr. Hermann Reinhardt 

An den 

Vorsitzenden der 
Griechischen Delegation 
Herrn Generaldirektor 
Athanasios Triantaphyllis 

Der Vorsitzende der 
Griechischen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Ich bestätige Ihnen den Empfang Ihres heu- 
tigen Schreibens mit folgendem Wortlaut: 

„Bei Unterzeichnung des heute geschlossenen 
vorläufigen Handelsvertrages haben die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und die Regierung des Königreichs Grie- 
chenland Einverständnis darüber erzielt, 
daß mit Rücksicht auf die besondere staats- 
rechtliche Stellung der drei westlichen Sek- 
toren der Stadt Groß-Berlin alle Bestim- 
mungen des vorläufigen Handelsvertrages 
vom heutigen Tage auch auf die ameri- 
kanisch, britisch und französisch besetzten 
Sektoren von Groß-Berlin angewandt 
werden.“ 
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Ich beehre mich. Ihnen mein Einverständnis 
mit Vorstehendem zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Tri. 15. 11. 

(Athanasios Triantaphyllis) 
gezeichnet 
Dim. J. Pappas 

An den 

Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Hermann Reinhardt 


Der Vorsitzende der 
Griechischen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß 
zwischen der Griechischen Delegation und der 
Deutschen Delegation Einverständnis über 
folgendes erzielt worden ist: 

J eder der Vertragschließenden Teile gewährt 
den Angehörigen des anderen Teiles in Bezug 
auf den Erwerb, die Aufrechterhaltung und 
die Erneuerung von gewerblichen Schutzrech- 
ten (Erfindungspatente, Gebrauchsmuster, Mu- . 
Ster und Modelle, Warenzeichen, Firmen- 
namen) und Urheberrechten an Werken der 
Literatur und Tonkunst Inländerbehandlung. 

Deutsche Warenzeichen, die vor dem 13. 
Oktober 1949 in Griechenland eingetragen 
und angemeldet waren, werden auf Ihre 
früheren Inhaber zurückü'bertragen zur unbe- 
schränkten Benutzung entsprechend den in 
Griechenland geltenden allgemein gesetzlichen 
Bestimmungen. 

Der vorstehenden Regelung entsprediend 
werden inzwischen Warenzeichen nicht mehr 
beschlagnahmt, eingezogen, auf andere natür- 
liche ocler juristische Personen übertragen oder 
in sonstiger Weise verwertet werden. 

Die Einfuhr von Waren aus dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland, bei deren 
Kennzeichnung oder Umhüllung deutsche 
Warenzeichen, die vor dem 13. Oktober 1949 
im Königreich Griechenland geschützt oder 
zum Schutze angemeldet waren, Verwendung 
finden, ist weiterhin allgemein zulässig. 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Tri. 15.11. 

(Athanasios Triantaphyllis) 
gezeichnet 
Dim. J. Pappas 

An den 

Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Hermann Reinhardt 


Der Vorsitzende der 
Deutschen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Flerr Vorsitzender! 

Ich beehre mich. Ihnen den Empfang Ihres 
Schreibens vom heutigen Tage in der Frage 
der gewerblichen Schutzrechte und Urheber- 
rechte mit folgendem Wortlaut zu bestätigen: 

„Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß 
zwischen der Griechischen Delegation und 
der Deutschen Delegation Einverständnis 
über folgendes erzielt worden ist: 

Jeder der vertragschließenden Teile gewährt 
den Angehörigen des anderen Teiles in Be- 
zug auf den Erwerb, die Aufrechterhaltung 
und die Erneuerung von gewerblichen 
Schutzrechten (Erfindungspatente, G e- 
brauchsmuster, Muster und Modelle, 
Warenzeichen, Firmennamen) und Ur- 
heberrechten an Werken der Literatur und 
Tonkunst Inländerbehandlung. 

Deutsche Warenzeichen, die vor dem 13. 
Oktober 1949 in Griechenland eingetragen 
oder angemeldet waren, werden auf ihre 
früheren Inhaber zurückübertragen zur un- 
beschränkten Benutzung entsprechend den 
in Griechenland geltenden allgemeinen ge- 
setzlichen Bestimmungen. 

Der vorstehenden Regelung entsprechend 
werden inzwischen Warenzeichen nicht mehr 
beschlagnahmt, eingezogen, auf andere 
natürliche oder juristische Personen über- 
tragen oder in sonstiger Weise verwertet 
werden. 

Die Einfuhr von Waren aus dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland, bei deren 
Kennzeichnung oder Umhüllung deutsche 
Warenzeichen, die vor dem 13. Oktober 
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1949 im Königreich Griechenland geschützt 
oder zum Schutze angemeldet waren, Ver- 
wendung finden, ist weiterhin allgemein 
zulässig.“ 

Idi habe die Ehre, Herr Vorsitzender, Ihnen 
das Einverständnis meiner Regierung mit Vor- 
stehendem mitzuteilen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Rei. 15.11. 

(Dr. Eiermann Reinhardt) 
gezeichnet 

Dr. Hermann Reinhardt 

An den 

Vorsitzenden der 
Griechischen Delegation 
Herrn Generaldirektor 
Athanasios Triantaphyllis 

Der Vorsitzende der 
Deutschen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Die Deutsche Bundesregierung hat in einem 
Memorandum vom 9. November 1949 ihre 
Auffassung über die Wiederanwendbarkeit der 
Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 
1883 auf die Bundesrepublik Deutschland 
dargelegt und dieses Memorandum der Re- 
gierung des Königreichs Griechenland über 
die Alliierte Hohe Kommission und die Re- 
gierung der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft zuleiten lassen mit der Anfrage, ob 
die Griediische Regierung die Auffassung 
der Bundesregierung teilt. 

Idi v/ürde es sehr- begrüßen, wenn Sie, Herr 
Vorsitzender, dieses Schreiben mit der Bitte 
an Ihre Regierung weiterleiten würden, ihre 
Stellungnahme zu dem erwähnten Memoran- 
dum meiner Regierung bekanntzugeben. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Rei. 15. 11. 

(Dr. Hermann Reinhardt) 
gezeichnet 

Dr. Hermann Reinhardt 

An den 

Vorsitzenden der 
Griechi-schen Delegation 
Herrn Generaldirektor 
Athanasios Triantaphyllis 


Der Vorsitzende der 
Griechischen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres 
Schreibens vom heutigen Tage mit folgendem 
Wortlaut zu bestätigen: 

„Die Deutsche Bundesregierung hat in einem 
Memorandum vom 9. November 1949 ihre 
Auffassung über die Wiederanwendbarkeit 
der Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. 
März 1883 auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land dargelegt und dieses Memorandum der 
Regierung des Königreichs Griechenland 
Über die Alliierte Hohe Kommission und 
die Regierung der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft zuleiten lassen mit der An- 
frage, ob die Griechische Regierung die 
Auffassung der Bundesregierung teilt. 

Ich würde es sehr begrüßen, wenn Sie, Herr 
Vorsitzender, dieses Schreiben mit der Bitte 
an Ihre Regierung weiterleiten würden, ihre 
Stellungnahme zu dem erwähnten Memo- 
randum meiner Regierung bekanntzu- 
geben.“ 

Ich beehre mich. Ihnen mitzuteilen, daß ich 
Ihr vorstehend im Wortlaut wiedergegebenes 
Sdireiben wunschgemäß an meine Regierung 
weiterleiten werde. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Tri. 15. 11. 

(Athanasios Triantaphyllis) 
gezeichnet 
Dim. J. Pappas 

An den 

Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Hermann Reinhardt 


Der Vorsitzende der 
Griechischen Delegation 

Frankfurt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 

Herr Vorsitzender! 

Bezugnehmend auf mein Schreiben vom 
heutigen Tage, in welchem das erfolgte Ein- 
verständnis in der Frage der gewerblichen 
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Sdiutzrechte und Urheberredite enthalten ist, 
beehre ich mich, Ihnen in Ergänzung dazu 
einen Vorbehalt meiner Regierung zur Kennt- 
nis zu bringen, daß die Warenzeichen 
„OSRAM“ und „NIVEA“ von der Rückgabe 
der alten deutschen Warenzeichen ausgenom- 
men werden und endgültig in den Besitz des 
Griechischen Staates übergehen. 

Was die Warenzeichen „SCHERING“ an- 
belangt, so wird die Entscheidung über deren 
Ausnahme von der Rückgabe zwischen den 
beiden Regierungen in Athen auf Grund von 
Besprechungen zwischen Sachverständigen 
beider Länder über dieses Thema getroffen 
werden. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den 
Empfang dieses Briefes bestätigen würden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Tri. 15. 11. 

(Athanasios Triantaphyllis) 
gezeichnet 
Dim. J. Pappas 

An den 

Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Hermann Reinhardt 


Der Vorsitzende der 
Deutschen Delegation 

Frank furt/Main-Höchst, den 12. Februar 1951 
Herr Vorsitzender! 

Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres 
Briefes vom heutigen Tage mit folgendem 
Wortlaut zu bestätigen: 


„Bezugnehmend auf mein Schreiben vom 
heutigen Tage, in welchem das erfolgte 
Einverständnis in der Frage der gewerb- 
lichen Schutzrechte und Urheberrechte ent- 
halten ist, beehre ich mich. Ihnen in Er- 
gänzung dazu einen Vorbehalt meiner Re- 
gierung zur Kenntnis zu bringen, daß die 
Warenzeichen „OSRAM“ und „NIVEA“ 
von der Rückgabe der alten deutschen 
Warenzeichen ausgenommen werden und 
endgültig in den Besitz des Griechischen 
Staates übergehen. 

Was die Warenzeichen „SCHERING“ an- 
belangt, so wird die Entscheidung über 
deren Ausnahme von der Rückgabe zwi- 
schen den beiden Regierungen in Athen 
auf Grund von Besprechungen zwischen 
Sachverständigen beider Länder über dieses 
Thema getroffen werden. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den 
Emipfang dieses Briefes bestätigen v/ürden.“ 
Bei dieser Gelegenheit darf ich der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß das für die Rück- 
gabe der Warenzeichen „SCHERING“ vorge- 
sehene Verfahren auch auf die Warenzeichen 
„OSRAM“ und „NIVEA“ angewendet wer- 
den möge und bitte Sie, diesen Wunsch an 
die Griechische Regierung weiterzuleiten. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

paraphiert 
Rei. 15. 11. 

(Dr. Hermann Reinhardt) 
gezeichnet 

Dr. Hermann Reinhardt 

An den 

Vorsitzender der 
Griechischen Delegation 
Herrn Generaldirektor 
Athanasios Triantaphyllis 
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